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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung keinen Wider- 
Meister Spruch darin, daß auf der einen Seite die Er- 

höhung der Bußgelder bei Ordnungswidrig- 
keiten im Straßenverkehr mit der Maßgabe 
der Abschreckung begründet wurde, auf der 
anderen Seite im Strafrecht die Abschreckung 
durch Erhöhung des Strafmaßes von der Mehr- 
heit der Rechtswissenschaftler verneint wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


3. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 


4. Abgeordneter 

Dr. Gruhl 


5. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Erfah- 
rungen, die die Wintersportler der Bundesre- 
publik Deutschland durch ihre Teilnahme an 
den vorolympi sehen Spielen in Sapporo im 
Hinblick auf die Spiele der XL Winterolym- 
piade 1972 in Sapporo gewonnen haben, und 
ergeben sich aus der Sicht der Bundesregie- 
rung Konsequenzen für die weiteren Förde- 
rungsmaßnahmen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine erneute 
Überprüfung von Regelungen ähnlicher Art, 
wie sie der Bundesminister für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen am 25. Sep- 
tember 1970 betr. die Zulassung von Beamten 
des mittleren zur Laufbahn des gehobenen 
Dienstes vörgesehen hat, in anderen Lauf- 
bahnen — auch unter dem Gesichtspunkt der 
Zahlung von Zulagen — vorzunehmen? 

Wird die Bundesregierung bei einer künftigen 
Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes 
den Strafrahmen in den §§38 und 39 für Stra- 
fen bei fahrlässigen und vorsätzlichen Ver- 
stößen — insbesondere durch Androhung dra- 
stischer Geldbußen — verschärfen, da die Ver- 
schmutzung des Wassers durch private und 
kommunale Emittenten immer noch als „Kava- 
liersdelikt" betrachtet wird, wie das dritte 
Hearing über Fragen des Umweltschutzes er- 
geben hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich an den 
Investitionskosten der Landesleistungszentren 
des Sports mit mindestens 30 v. H. zu beteili- 
gen, und in welcher Höhe beabsichtigt die 
Bundesregierung, die Folgekosten dieser Lan- 
desleistungszentren zu tragen? 
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6. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, den Vorschlag 

Strohniayr des Deutschen Gemeindetags zur Vereinfa- 

chung und Verkleinerung der Personal- und 
sonstigen Ausweispapiere nach dem Polaroid- 
System zu verwirklichen? 


7. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Hält es die Bundesregierung für wünschens- 
wert, daß möglichst viele Beamte das Diplom 
einer Verwaltungs- und Wirtschafts-Akademie 
erwerben, und ist sie bereit, hierfür im Wege 
der Besoldungsgesetzgebung einen besonde- 
ren Anreiz zu schaffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


8. Abgeordneter 

Dröscher 


9. Abgeordneter 

Wüster 


10. Abgeordneter 

Wüster 


11. Abgeordneter 

Matthöfer 


12. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für geeignet, das vom Arbeitsgericht Trier in 
der Sitzung vom 24. Juni 1970 in der Ausein- 
andersetzung zwischen der Betriebsvertretung 
der Arbeitnehmer und der Französischen 733. 
Compagnie de Munitions gesprochene Urteil, 
das die neue Arbeitszeitregelung für unwirk- 
sam erklärt und der französischen Einheit eine 
Geldstrafe von 10 000 DM auferlegte, nicht 
nur durchzusetzen, sondern auch zu erreichen, 
daß die beschäftigten Dienststellen sich dem 
Urteilstenor entsprechend verhalten? 

In welcher Gesellschaftsform werden die im 
Mehrheitsbesitz des Bundes befindlichen Do- 
widat-Werke, Remscheid und Hasborn/Saar, 
sowie die Beizer-Werke, Wuppertal-Cronen- 
berg, in Zukunft geführt? 

Ist eine Beteiligung der Arbeitnehmer im Bei- 
rat (Aufsichtsrat) gemäß § 77 des Betriebsver- 
fassungsgesetzes der Unternehmensgruppe 
vorgesehen? 

Wie hoch ist nach Schätzung der Bundesregie- 
rung der Steuerausfall, der durch die Möglich- 
keit der Absetzung von Bestechungszahlungen 
bei Außenhandelsgeschäften als Betriebsaus- 
gaben jährlich entstehen? 

Kann die Bundesregierung in Präzisierung 
einer dem Finanzausschuß gegebenen Aus- 
kunft für die Zukunft verbindlich erklären, 
daß die Verwendung von Petrolkoks der Num- 
mer 27.14-B des Zolltarifs als Reduktionsmittel 
bei metallurgischen Prozessen nicht der Mine- 
ralölsteuer unterliegt, oder ist die Bundesre- 
gierung der Auffassung, daß es hierzu einer 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes bedarf? 
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13. Abgeordneter 

Dr. Nölling 


14, Abgeordneter 

Kiedile 


15. Abgeordneter 

Dr. Wörner 


16. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


17. Abgeordneter 
Meister 


Hält die Bundesregierung organisatorische 
Maßnahmen für notwendig, um zu garantieren, 
daß ausländische Arbeitnehmer, die den 10®/o- 
igen Konjunkturzuschlag gezahlt haben, nach 
der Rückkehr in ihr Heimatland ihre Ansprü- 
che auch ohne größere Schwierigkeiten reali- 
sieren können, sobald die Rückzahlung ange- 
ordnet wird? 

Sind die in der Zeitschrift „Der Volkswirt" 
(Nummer 9 vom 26. Februar 1971) erwähnten 
Pläne zutreffend, nach denen die Bundesregie- 
rung bei der Fortschreibung der mehrjährigen 
Finanzplanung 1971 bis 1975 wesentliche Teile 
der Ausgaben für die nationale Agrarpolitik 
und insbesondere für die landwirtschaftliche 
Unfallversicherung, Gasölbeihilfen, allgemeine 
Agrarstruktur und Küstenschutz kürzen oder 
ganz zu streichen beabsichtigt? 

In welchem Stadium befinden sich die Vorbe- 
reitungen für ein Steuerbeamtenausbildungs- 
gesetz, und wann ist mit der Vorlage des ent- 
sprechenden Gesetzentwurfs durch die Bun- 
desregierung zu rechnen? 

Wie hoch ist der Münzgewinn, den der Bund 
von 1949 an bis einschließlich 1970 durch die 
Ausgabe von Bundesmünzen erzielt hat, und 
wofür wurde dieser Münzgewinn verwendet? 

Erscheint es der Bundesregierung vertretbar, 
daß wegen kleinerer Verstöße gegen das 
Branntweinmonopolgesetz nach wie vor eine 
zweijährige Schließung der Brennerei erfolgt, 
obwohl in § 123 des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol zwischenzeitlich die strafrecht- 
liche Ahndung mit einer Schließung in das Er- 
messen des Gerichts gestellt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


18. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu den Vor- 

LÖffler Stellungen, die der Zentralverband des Deut- 

schen Handwerks in einem Schreiben vom 
2. November 1970 hinsichtlich der überbetrieb- 
lichen Aus- und Weiterbildung der Betriebs- 
angehörigen im Handwerk entwickelt hat? 


19. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Löffler rung, die für die Gewerbeförderung vorgese- 

henen Mittel so zu erhöhen, daß die bereits 
angemeldeten Einzelprojekte und Maßnahmen 
möglichst kurzfristig verwirklicht werden kön- 
nen und die Ansätze den vom Heinz-Pirst-In- 
stitut für Handwerkstechnik ermittelten Zah- 
len für die Schaffung von Ausbildungsplätzen 
(1,25 Milliarden DM) und für den laufenden 
Unterhalt (jährlich 111 Millionen DM) nahe- 
kommen? 
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20. Abgeordneter 
Lenzer 


21. Abgeordneter 

Lenzer 


22. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 


23. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 


24. Abgeordneter 
Mancher 


Welche Konsequenzen ergeben sich für die 
deutsche Luftfahrtindustrie aus dem Zusam- 
menbruch der englischen Firma Rolls-Royce 
und den damit verbundenen Schwierigkeiten 
der Triebwerkbeschaffung für deutsche Flug- 
zeugprojekte {VFW 614, MRCA usw.)? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Chance 
einer europäischen Kooperation auf dem Ge- 
biet der Triebwerkentwicklung? 

Trifft es zu, daß die Einfuhr von Kalkstickstoff 
aus Polen bis zum Abschluß eines von der 
chemischen Industrie beantragten Preisprü- 
fungsverfahrens nicht möglich ist? 


Zu welchen Ergebnissen ist der am 11. Dezem- 
ber 1970 eingesetzte interministerielle Ar- 
beitskreis gekommen, der auf meine Frage 
vom 11. Dezember 1970 (Stenographischer Be- 
richt über die 86. Sitzung, Seite 4760) und die 
weitere Frage des Abgeordneten Peters (Pop- 
penbüll) vom 18. Dezember 1970 (Stenographi- 
scher Bericht über die 89. Sitzung, Seite 4898) 
angekündigt wurde, um die Lage auf dem 
Düngemittelmarkt zu untersuchen? 


Ist der Bundesregierung bekannt daß die von 
ihr im Interesse von Millionen Versicherungs- 
nehmern bekundete Haltung in der Frage 
Spartentrennung durch die Gründung weiterer 
Rechtsschutzversicherungen seitens einiger 
Haftpflichtversicherungsgesellschaften ständig 
unterlaufen wird? 


25. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung darin eine Verlet- 
Maucher zung verbindlicher Vorschriften, und was ge- 

denkt sie gegebenenfalls beim Bundesauf- 
sichtsamt für Versicherungen dagegen zu un- 
ternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


26. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch 
Dr. Früh zwischen der Antwort des Bundesernährungs- 

ministers, daß die Rentabilität in der Masse 
gut strukturierter Betriebe nicht gefährdet sei 
(Drucksache VI/1861) und der Aussage von 
Staatssekretär Dr. Friedrichs (VWD vom 
2. März 1971), daß die Situation in der rhein- 
land-pfälzischen Landwirtschaft „äußerst kri- 
tisch" und in den größeren Betrieben „mehr 
als kritisch" sei, und wie erklärt sie ihn gege- 
benenfalls? 
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27. Abgeordneter 

Dr. Früh 


28. Abgeordneter 

Seefeld 


29. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


30. Abgeordneter 
Niegel 


31. Abgeordneter 

Niegel 


32. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


Läßt sich die von Staatssekretär Dr. Griesau 
in den BMELF-Informationen vom 15. Februar 
1971 veröffentlichte Aussage über den Export 
von „Tausenden von Tonnen Schweinehälften" 
näher, auch nach Ländern und Lieferbedingun- 
gen, aufgliedern, und kann in diesem Zusam- 
menhang auch die „beschränkte Anzahl 
Schweine", die zur Versorgung Westberlins 
von der DDR geliefert wurden, genannt wer- 
den? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
das in der Bundesrepublik Deutschland beab- 
sichtigte Verbot von bestimmten Pflanzen- 
schutzmitteln dann eine Wettbewerbsverzer- 
rung zum Nachteil der deutschen Landwirt- 
schaft darstellt, wenn innerhalb der EWG 
keine Harmonisierung auf diesem Gebiet statt- 
findet, und — wenn ja — welche Schritte ge- 
denkt sie zu unternehmen? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, welche 
Maßnahmen sie durch den derzeitigen Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ergriffen hat, um der deutschen Land- 
wirtschaft kostendeckende Preise zu garantie- 
ren? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
bei den Aufnahmeverhandlungen mit Großbri- 
tannien in die EWG zu der Forderung der 
britischen Regierung ein, hohe Zucker- und 
Butterlieferungen aus den Commonwealthlän- 
dern in der EWG zu garantieren, und wie wür- 
de sich die Verwirklichung einer solchen For- 
derung auf die ernährungswirtschaftliche Ver- 
sorgung in der EWG sowie auf die Absatz- 
und Einkommenslage der Landwirtschaft in der 
EWG auswirken? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei den der- 
zeitigen Agrarpreisverhandlungen in Brüssel 
auch darauf hinzuwirken, daß die Preise für 
Zuckerrüben angehoben werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Empfeh- 
lung der Beratenden Versammlung des Euro- 
parates vom 27. Januar 1971 (Dokument 2887) 
zu entsprechen und die freiwillige Zusammen- 
arbeit in der Landwirtschaft auf dem Gebiet 
der Produktion als ein Mittel neben anderen 
zur Verbesserung der Produktionsstruktur, zur 
Kostenersparnis und zur Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen zu unterstüt- 
zen, hierfür u. a. die zweckdienlichen wirt- 
schaftlichen, rechtlichen und steuerrechtlichen 
Voraussetzungen zu schaffen, die Landwirte 
über die Möglichkeiten und evtl, Vorteile der 
verschiedenen Formen zwischen- und überbe- 
trieblicher Zusammenarbeit informieren und 
beraten zu lassen und wissenschaftlich kon- 
trollierte Modellversuche zu fördern? 
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33. Abgeordneter Was hat die mir in der 82. Sitzung des Deut- 
Schröder sehen Bundestages am 3. Dezember 1970 von 

(Wilhelminenhof) der Bundesregierung zugesagte Prüfung hin- 
sichtlich der Grundsteuer A und ihrer erheb- 
lichen Belastungsunterschiede gerade in den 
Küstengebieten in der Nähe der holländischen 
Grenze ergeben, und welche Konsequenzen 
wird die Bundesregierung aus dieser Unter- 
suchung ziehen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund des 

Sperling Urteils des Bundessozialgerichts vom 26. Au- 

gust 1969 — Az. 12 RJ 430/68 — eine Ände- 
rung in der Rentenversicherung für Arbeiter 
dahin gehend vorzunehmen, daß Lehrgänge an 
einer Heimvolkshodischule als Ausfallzeit an- 
gerechnet werden? 

35. Abgeordneter Hat in den letzten Jahren die Häufigkeit von 

Pawelczyk Klagen gegen Rentenbescheide zugenommen? 

36. Abgeordneter In welchem Umfang haben diese Klagen Erfolg 

Pawelczyk gehabt? 

37. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das Gesetz 

Sdiedl zur Bekämpfung der Schwarzarbeit zu lockern, 

zu verstärken oder aufzuheben? 

38. Abgeordneter Welche neueren Erfahrungen kann die Bun- 

Sdiedl desregierung über die Wirksamkeit des Ge- 

setzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit dar- 
legen? 

39. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Entwurf 

Rainer eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitsför- 

derungsgesetzes vorzulegen, soweit seine Am 
Wendung durch die Bundesanstalt für Arbeit 
zur Folge hat, daß keine neuen privaten 
Künstlervermittler mehr von ihr beauftragt 
werden? 

40. Abgeordneter Haben die Mißstände in der zugelassenen pri- 

Rainer vaten Künstlervermittlung einen Grad und 

Umfang erreicäit, daß der künftige Verzicht 
auf individuelle Betreuung der Künstler durch 
sie gerechtfertigt ist, und ist auf Grund dessen 
die Bundesregierung zu der Auffassung ge- 
kommen, daß nur die Bundesanstalt für Arbeit 
Künstler vermitteln soll? 
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41. Abgeordneter 

Dr. Aigner 


42. Abgeordneter 

Dr. Aigner 


43. Abgeordneter 
Konrad 


44. Abgeordneter 

Dr. Böhme 


. 45. Abgeordneter 
Dr. Böhme 


46. Abgeordneter 
Härzschel 


47. Abgeordneter 

Varelmann 


48. Abgeordneter 

Varelmann 


49. Abgeordneter 

Pieroth 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch 
sich die Rentenansprüche der ausländischen 
Arbeitnehmer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bis jetzt belaufen und wie sie schätzungs- 
weise fortgeschrieben werden? 

Reichen die geleisteten Beiträge der ausländi- 
schen Arbeitnehmer zur gesetzlichen Renten- 
versicherung zur Abdeckung ihrer bis jetzt 
entstandenen Rentenansprüche aus? 

Hat das Bundesinstitut für Berufsbildungsfor- 
schung in Berlin seine Tätigkeit auf genommen 
und Verneinendenfalls, wie ist der Stand der 
Vorbereitungsarbeiten? 

Hält es die Bundesregierung für mit den Vor- 
schriften des Betriebsverfassungsgesetzes ver- 
einbar, wenn der Vorstand als Führungsin- 
strument Gesprächskreise für den vom Be- 
triebsverfassungsgesetz nicht erfaßten Perso- 
nenkreis einrichtet, und würde die Bundesre- 
gierung ein solches Vorgehen unterstützen? 

Hält es die Bundesregierung mit den gelten- 
den Prinzipien der Friedenspflicht und der ver- 
trauensvollen Zusammenarbeit zwischen Vor- 
stand und Betriebsrat für vereinbar, daß 
Streikmaßnahmen angekündigt und durchge- 
führt werden, wenn der Vorstand von seinem 
Recht, das Unternehmen in eigener Verant- 
wortung zu leiten (§ 76 des Aktiengesetzes), 
Gebrauch macht? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
deutsche Sprachkurse für Gastarbeiter durch 
das Arbeitsförderungsgesetz gefördert werden 
können? 

In welchem Verhältnis stehen Rentenbezüge 
und Pensionen in der Arbeiterrentenversiche- 
rung und in der Angestelltenversicherung und 
bei den Pensionen der Beamten untereinan- 
der? 

Wie lautet das Verhältnis, wenn man von 
40 Versicherungsjahren bzw. Dienstjahren 
ausgeht? 

Welchen Inhalt hat der von der Bundesregie- 
rung in Beantwortung einer Mündlichen Frage 
(Drucksache VI/381, Frage A. 124) angekün- 
digte Vorschlag zur Aktualisierung des Über- 
gangsgeldes in der Sozialversicherung, und 
teilt die Regierung nicht die Auffassung, daß 
bei länger währenden Heil- oder Umschu- 
lungsmaßnahmen, z. B. bei Tbc-Kranken, eine 
jährliche Erhöhung um 4Vo, insbesondere un- 
ter Berücksichtigung der ständig steigenden 
Lebenshaltungskosten, angebracht ist? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 


50. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch eine ent- 
Krall sprechende Ergänzung des Gesetzes über die 

Rechtsstellung der Soldaten (Soldatengesetz) 
der Interessenvertretung der Soldaten ein 
gleiches Beteiligungsrecht einzuräumen, wie 
dies nach § 94 des Bundesbeamtengesetzes 
den Spitzenorganisationen der zuständigen 
Gewerkschaften der Beamten gewährt wird? 

Ist die Bundesregierung bei ihren Bemühungen 
um höhere Wehrgerechtigkeit gewillt, auch 
Theologiestudenten zum Wehrdienst einzube- 
rufen, da erstens nach Artikel 6 des Reichs- 
konkordats von 1933 nur Kleriker und Ordens- 
leute, nicht aber Theologiestudenten vom 
Wehrdienst ausgenommen sind, und zweitens 
diese bei der gegenwärtigen Praxis das Recht 
auf Kriegsdienstverweigerung nicht wahrzu- 
nehmen brauchen, also einer Gewissensent- 
scheidung enthoben sind? 

52. Abgeordneter Wer haftet für Impfschäden, die durch Impfun- 
Bay gen gemäß § 17 Abs. 4 des Soldatengesetzes 

an Soldaten entstehen? 

Wie hoch ist der Prozensatz der uneinge- 
schränkt tauglich Gemusterten, die auf Grund 
erst bei der Truppe festgestellter Krankheiten 
wieder entlassen werden müssen? 

54. Abgeordneter Wie kann vermieden werden, daß solche 
Schiller Wehrpflichtige eingezogen werden, um 

(Bayreuth) Schwierigkeiten für die Ausbilder zu verhin- 

dern? 

Hat die Bundesregierung Möglichkeiten für 
die Einrichtung einer Betriebskrankenkasse 
für die Bundeswehr — etwa vergleichbar mit 
denen von Bahn und Post — untersucht, und 
zu welchen Ergebnissen ist sie gekommen? 

Räumt die Bundesregierung solchen Soldaten 
auf Zeit, die sich für vier Jahre verpflichten 
und als Unteroffiziersanwärter die notwendi- 
gen Lehrgänge nicht bestehen, die Möglichkeit 
ein, ggf. eine Änderung der Verpflichtungszeit 
vorzunehmen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

57. Abgeordneter Trifft es zu, daß in einigen anderen EWG-Staa- 
Dr. Ahrens ten geringere hygienische Anforderungen an 

den Betrieb von Schlachthöfen gestellt werden 
als in der Bundesrepublik Deutschland? 


56. Abgeordneter 

Jung 


55. Abgeordneter 

Jung 


53. Abgeordneter 

Schiller 

(Bayreuth) 


51. Abgeordneter 
Fiebig 
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58. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


59. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


60. Abgeordneter 
Kaffka 


61. Abgeordneter 
Kaffka 


62. Abgeordnete 

Frau Stommel 


63. Abgeordnete 
Frau Stommel 


64. Abgeordneter 
Dr. Sdimidt 
(Krefeld) 


65. Abgeordneter 

Dr. Sdimidt 
(Krefeld) 


66. Abgeordneter 
Strohmayr 


Treffen Behauptungen zu, nach denen bei der 
Einfuhr von Milch aus anderen EWG -Staaten 
nicht sichergestellt ist, daß diese von tbc- 
freien Rindviehbeständen stammt? 


Ist es zutreffend, daß die Firma Libby größere 
in den USA auf Grund der dortigen Bestim- 
mungen nicht mehr absetzbare Mengen von 
cyclamatgesüßter Milch auf den deutschen 
Markt gebracht hat? 


Trifft der Bericht der Frankfurter Rundschau 
vom 9. März 1971 zu, daß zahlreiche amerika- 
nische Firmen auf dem deutschen Markt Pro- 
dukte absetzen, die in den USA aus „gesund- 
heitsgefährdenden Gründen" nicht auf den 
Markt gebracht werden dürfen? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
in Zukunft die deutschen Verbraucher vor 
einem solchen amerikanischen Warenangebot 
und seinen gesundheitsschädigenden Wirkun- 
gen zu schützen? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um sicherzustellen, daß während der 
Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbil- 
dung und der beruflichen Umschulung der El- 
tern die öffentlichen Einrichtungen für Kinder- 
betreuung nicht nur zur Verfügung stehen 
— wie in der Schrift des Bundesministeriums 
für Familie, Jugend und Gesundheit „Allein- 
stehende Elternteile mit abhängigen Kindern" 
erwähnt — sondern auch die notwendigen 
Plätze geschaffen werden? 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung noch zu ergreifen zur weiteren Förderung 
von gemeinnützigen Familienstätten, wenn 
nach ihrer Ansicht der Familienurlaub in erster 
Linie auf dem freien Markt befriedigt werden 
soll? 


Hält die Bundesregierung die medizinische 
Ausbildung über Emährungsfragen in der z. Z. 
betriebenen Weise während des Studiums für 
ausreichend? 


In welchen Disziplinen sollten dem Studieren- 
den Ernährungsfragen nahegebracht und über 
welche Teile der Ernährungswissenschaft soll- 
te unterrichtet werden? 


Wie verteilen sich die im Rahmen des deutsch- 
französischen Jugendwerks erfolgten Begeg- 
nungsprogramme auf die einzelnen Bundes- 
länder? 
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67. Abgeordneter 
Hansen 


G8. Abgeordneter 

Härzschel 


69. Abgeordneter 

Kiechle 


70. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


71. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


72. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


73. Abgeordneter 

Baier 


74. Abgeordneter 

Baier 


Mit welchen Mitteln wird die Bundesregierung 
verhindern, daß ausländische Lebensmittel und 
Drogen, deren Absatz im Erzeugerland aus 
Gründen der Gesundheitsgefährdung verboten 
wurde, in steigendem Maße in der Bundes- 
republik Deutsdiland auf den Markt gelangen, 
wie das zum Beispiel bei den cyclamatgesüß- 
ten Dosenfrüditen der Firma Libby der Fall ist? 

Treffen Meldungen zu, wonach eine Reihe 
amerikanischer Firmen Produkte in der Bun- 
desrepublik Deutschland absetzen, die in den 
Vereinigten Staaten aus gesundheitsgefähr- 
denden Gründen nicht mehr auf den Markt 
gebracht werden dürfen, wie z. B. 300 000 Ki- 
sten cyclamatgesüßter Dosenfrüchte? 

Hält die Bundesregierung die in der in ihrem 
Auftrag herausgegebenen Aufklärungsschrift 
„Die Ernährung des Kleinkindes und des 
Schulkindes" gemachte Aussage, Fleisch, Eier, 
Milch und Butter machten Kinder blaß, aufge- 
schwemmt, verstopft und appetitlos und gegen 
Infektionen anfällig, für wissenschaftlich ein- 
wandfrei bewiesen, und in welcher Form bzw. 
durch wen hat die Bundesregierung die Rich- 
tigkeit der gemachten Aussage überprüft bzw. 
überprüfen lassen? 

Treffen Behauptungen zu, daß innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft Kunstweine und 
sonstige, dem deutschen Weingesetz nicht ent- 
sprechende Weine, hergestellt und in die Bun- 
desrepublik Deutschländ eingeführt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, in dem neuen 
Ausbildungsförderungsgesetz die Absolventen 
von Abendrealschulen in gleicher Weise zu 
fördern, wie die Absolventen von Abendgym- 
nasien und Kollegs? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
stellung des Statistischen Bundesamts in Wies- 
baden, wonach in den Jahren 1964 bis 1970 in 
der Bundesrepublik Deutschland ein stetiger 
Geburtenrückgang zu verzeichnen ist, der im 
Jahr 1970 das statistische Bevölkerungsmini- 
mum von 218 Geburten je 100 Ehen mit 200 
Geburten je 100 Ehen unterschritten hat? 

Treffen Pressemitteilungen zu, wonach Frau 
Bundesminister Strobel den Familienverbän- 
den erklärte, daß die Reform des Familien- 
lastenausgleichs nicht vor dem Jahre 1974 zu 
erwarten sei? 

Wird die Bundesregierung angesichts dieses 
Sachverhalts alsbald eine weitere und umfas- 
sendere Anhebung des Kindergelds vorneh- 
men? 
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Geschäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


75. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


76. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


77. Abgeordneter 

Ollesdi 


78. Abgeordneter 

Ollesdi 


79. Abgeordneter 
Horn 


80. Abgeordneter 

Horn 

81. Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 


82. Abgeordneter 
Berberidi 


83. Abgeordneter 
Berberidi 


Hält die Bundesregierung die Tarif anträge des 
Güterkraftverkehrs und der Binnenschiffahrt 
trotz Zustimmung der Verlader nicht für 
markt- und kostengerecht, da sie diesen An- 
trägen nur mit der Auflage zustimmen will, 
die vorgesehenen Erhöhungen von 9®/o zu be- 
grenzen? 

Ist das von der Bundesregierung vorgeschla- 
gene Ausmaß der Tarif anhebungen auf kon- 
junkturelle Überlegungen zurückzuführen j 
wenn ja, wird sich die Bundesregierung bei 
Bundesbahn und Bundespost und bei allen an- 
deren Gelegenheiten in gleicher Weise kon- 
junkturgerecht verhalten? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das 
Tarif bildungsverfahren des Güterkraftver- 
kehrs und der Binnenschiffahrt, welches sich 
nach Auffassung der beteiligten Wirtschafts- 
kreise bewährt hat, geändert werden soll? 

Wie groß sind die Auswirkungen der Tarifer- 
höhungen auf das allgemeine Preisniveau ins- 
gesamt, sowie insbesondere auf die Tarife des 
Güterkraftverkehrs, der Binnenschiffahrt und 
der Deutschen Bundesbahn? 

Trifft es zu, daß die ab 15. Januar 1971 einge- 
tretenen Fahrpreisermäßigungen für Frührent- 
ner, aber nicht für Frühpensionäre gelten? 

Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um diesen Zustand zu beseitigen? 

Ist die Bundesregierung bereit, nach den Ent- 
scheidungen zur Besoldungsneuregelung und 
-Vereinheitlichung die Verfügung des Bundes- 
minisj:eriums für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen vom 25. September 1970 
betr. Zulassung von Beamten des mittleren 
zur Laufbahn des gehobenen Dienstes: hier 
„Einmalige Bereinigung des gehobenen Dien- 
stes" im Interesse der Beamten, die viele Jahre 
im gehobenen Dienst tätig waren, noch einmal 
und auch in ihrer Auswirkung auf andere Ver- 
waltungen zu überprüfen? 

Sind Nachrichten richtig, daß die verbilligten 
Reisen der Deutschen Bundesbahn für Rent- 
ner den Altersgeldbeziehern der Landwirt- 
schaft abgelehnt werden? 

Wenn diese Frage bejaht wird, was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um die Benach- 
teiligung der alten Landwirte auszuschließen? 
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84. Abgeordneter Wie hoch ist der Prozentsatz der Schiffe auf 

Josten dem Rhein und seinen Nebenflüssen, welche 

mit Funk ausgerüstet sind? 

85. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 

Josten wirken, daß alle Tanker auf dem Rhein und 

seinen Nebenflüssen mit gefährlichen Ladun- 
gen technisch so ausgerüstet sein müssen, 
daß sie den Rhein-Funk erreichen können? 

86. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß vor- 
Frau Griesinger wiegend in Baden- Württemberg zum Schutz 

der Schulanfänger im Verkehr gelbe Sicher- 
heitsranzen propagiert werden und auch gros- 
sen Anklang gefunden haben? 

87. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, diese vorbild- 
Frau Griesinger liehe Maßnahme zur Sicherheit der Schulkin- 
der im Verkehr aufzugreifen, im gesamten 
Bundesgebiet anzuregen und mit Nachdruck 
zu unterstützen? 

88. Abgeordneter Welche Ursachen haben dazu geführt, daß der- 

Dr, Jobst zeit etwa 30 000 Waggons der Deutschen Bun- 

desbahn arbeitslos auf den Bahnhöfen leer ab- 
gestellt sind? 

89. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Konrad rung gegen den Betrieb des Senders „Deut- 

sches Reich" zu ergreifen, und in welchem Um- 
fang kann sie bei der Feststellung und Be- 
kämpfung des Senders auf die Unterstützung 
der schleswig-holsteinischen Landesregierung 
rechnen? 


Gesdiäftsbereidh des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

90. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht des In- 

Dr. Sdunitt- stituts für Städtebau, Wohnungswirtschaft und 

Vodeenhausen Bausparwesen (Bonn), wonadi insbesondere 

auch die bestehenden sehr unterschiedlichen 
Bauvorschriften für die Fertigbauindustrie ein 
sehr wesentliches Hindernis für eine Kosten- 
senkung beim Fertigbau seien? 

91. Abgeordneter Welche gesetzgeberischen Maßnahmen sind 

Dr. Sdimitt- gegebenenfalls erforderlich? 

Vodeenhausen 

92. Abgeordneter Trifft es zu, daß der vom Presse- und Informa- 

Dr. Schulze- tionsamt der Bundesregierung angeblich in 

Vorberg einer Auflage von 800 000 Exemplaren heraus- 

gegebene „Wohnreport 71" tatsächlich so viele 
Fehler enthält, wie in der Presse, so in der 
Bonner Rundschau vom 8. März d. J., berichtet 
wird? 
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93. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Wieviel ha Bauland sind im Bundesgebiet in 
gemeindlichen Bebauungsplänen im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 BBauG ausgewiesen, nach welchen 
Kategorien der Baunutzungs Verordnung sind 
diese baulich zu nutzen und welcher Kosten- 
aufwand wäre schätzungsweise erforderlich, 
um diese Bauvorhaben auszuführen? 


Geschältsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


94. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der von 
Rollmann ihr in die deutsch-schwedische Regierungskom- 

mission zur Reform von Bildung und For- 
schung berufene Göttinger Student Dieter 
Mützeiburg 1968 auf der Liste der linksradi- 
kalen „Demokratischen Universität", 1970 auf 
der Liste „Sozialistischer Deutscher Studenten- 
bund und Basisgruppen" und 1971 auf der 
„Roten Liste — Block Sozialistischer Studen- 
ten" für den Studentenrat der Göttinger Uni- 
versität kandidierte und gewählt wurde? 


95. Abgeordneter 

Dr. Schmid- 
Burgk 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
„Rote Liste — Block Sozialistischer Studen- 
ten", auf der der von ihr in die deutsch-schwe- 
dische Regierungskommission zur Reform von 
Bildung und Forschung berufene Student Müt- 
zeiburg kandidierte, in ihrem Wahlkampf nach 
der Wahlsondernummer der „Göttinger Nach- 
richten" vom 18. Januar 1971 u. a. ausgesagt 
hat: . daß in der augenblicklichen histori- 

schen Phase der Klassenherrschaft der Bour- 
geoisie, der Phase des Imperialismus, jede 
Forderung nach umfassenden demokratischen 
Reformen nur noch gegen die bürgerliche De- 
mokratie und perspektivisch im Kampf der 
Arbeiterklasse für den Sozialismus verwirk- 
licht werden kann."? 


96. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Liste 
Rollmann „Sozialistischer Deutscher Studentenbund und 

Basisgruppen", auf der der von ihr in die 
deutsch- schwedische Regierungskommission 

zur Reform von Bildung und Forschung beru- 
fene Student Mützeiburg kandidierte, in ihrem 
Wahlkampf nach der Wahlsondernummer der 
„Göttinger Nachrichten" vom 16. Januar 1971 
u. a. folgendes ausgesagt hat: „AStA und 
Studentenrat müssen in den Dienst einer Poli- 
tik gestellt werden, mit der die Studentenbe- 
wegung ihren engen Interessenrahmen auf- 
bricht und als organisierte Intelligenz Bündnis- 
partner in einer umfassenden antikapitalisti- 
schen Bewegung werden kann,"? 
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97. Abgeordneter 

Dr. Schmid- 
Burgk 


98. Abgeordneter 

Damm 


99. Abgeordneter 

Damm 


100. Abgeordneter 
Hansen 


101. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


102. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


103. Abgeordneter 

Wohlrabe 


104. Abgeordneter 
Wohlrabe 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
Herr Mützeiburg ein geeignetes Mitglied für 
die deutsch- schwedischen Regierungskommis- 
sion für die Demokratisierung von Bildung 
und Forschung ist? 

Wird die Bundesregierung die Berufung von 
Herrn Mützeiburg in die deutsch- schwedische 
Regierungskommission aufrechterhalten? 

Ist die Bundesregierung bereit, nach den Fäl- 
len Dreckmann und Mützeiburg zu überprüfen, 
wie viele Kommunisten und Linkssozialisten 
sich sonst noch in der deutsch- schwedischen 
Regierungskommission befinden? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
auf Grund der anläßlich meiner mündlichen 
Frage vom IL Dezember 1970 eingeleiteten 
Prüfung des verfassungsfeindlichen Inhalts 
griechischer Schulbücher, die in der Bundes- 
republik Deutschland benutzt werden, ergrif- 
fen? 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, ob und in weichem Umfang die Be- 
schulung der Aussiedler aus den deutschen 
Ostprovinzen in allen Schulzweigen, ein- 
schließlich der Erwachsenenausbildung gesi- 
chert ist? 

Ist gesichert, daß die Aussiedler in allen Län- 
dern der Bundesrepublik Deutschland bei vor- 
handenen sprachlichen Schwierigkeiten den 
Volksschulabschluß nachholen bzw. erreichen, 
ein Ergänzungsstudium zur Vollendung ihres 
polytechnischen Studienganges zur Erreichung 
weiterer Ausbildungsstufen aufnehmen kön- 
nen oder den erreichten Bildungsstand (Gra- 
duierungen) anerkannt bekommen? 

Treffen Meldungen zu, nach denen die Studen- 
tische Zentralstelle für den Bundesjugendplan 
e. V. beim Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft Bemühungen um eine Förderung 
aus Mitteln des Einzelplanes 31 geltend ge- 
macht hat? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, von dem 
bisherigen Verfahren der Direktförderung stu- 
dentischer Verbände bei der Vergabe von 
Mitteln aus dem Einzelplan 31 abzuweichen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
wirtsdiaftlidie Zusammenarbeit 

105. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
Hussing nehmen, um sicherzustellen, daß in der erst 

1969 gegründeten Bundesstelle für Entwick- 
lungshilfe in Frankfurt/Main, die sich aus dem 
geltenden Personalvertretungsgesetz des Bun- 
des ergebenden Rechte des Personalrats be- 
achtet werden? 
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106. Abgeordneter Kann in der Frankfurter Bundesstelle für Ent- 

Hussing Wicklungshilfe der Versuch einer erweiterten 

Mitbestimmung im Sinne der Regierungserklä- 
rung des Bundeskanzlers vom Oktober 1969 
als gescheitert angesehen werden? 

107. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung möglich, dafür zu 
Dr. Hammans sorgen, daß im Falle der plötzlichen Evakuie- 
rung deutscher Entwicklungshelfer — wie im 
Falle Ostpakistan — deren Vermögensver- 
luste ersetzt werden oder zumindest in Zu- 
kunft versichert werden? 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

108. Abgeordneter Ist die Äußerung des Bundeskanzlers, es sei 
Engelsberger „nicht mehr sinnvoll, wenn sich Politiker wäh- 
rend der gegenwärtigen Berlin- Verhandlungen 
mit Reisen nach Berlin" überböten, so zu ver- 
stehen, daß die Bundesregierung den Abbau 
der Berlinpräsenz von Bundespolitikern im 
Zuge der derzeit laufenden Berlin- Verhand- 
lungen wünscht, und ist die Bundesregierung 
nicht der Meinung, daß durch solche Äußerun- 
gen die Behauptung der „DDR", die Anwesen- 
heit von Bundespolitikern in West-Berlin sei 
widerrechtlich, untermauert und dadurch die 
Position Berlins geschwächt wird? 

109. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Storm daß Veranstaltungen des Bundespresse- und 

Informationsamtes — wie z. B. Informations- 
tagungen für Journalisten in Bonn — nicht 
den Eindruck erwecken sollten, als ob diese 
eine gezielte Wahlkampfwerbung für die eine 
oder andere Partei seien? 

110. Abgeordneter In welchem Umfang hat das Bundespresse- und 

Storm Informationsamt in jüngster Zeit Informations- 

material der Bundesregierung, das aus öffent- 
lichen Haushaltsmitteln bezahlt wurde, Gliede- 
rungen der Koalitionsparteien zur Verfügung 
gestellt, das diese in ihren Landtagswahlkämp- 
fen als Werbematerial verteilen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


111. Abgeordneter In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
Bauer rung, dem vom Generalsekretär der Vereinten 

(Würzburg) Nationen für 1971 geplanten und vom Europa- 

rat in seiner Zielsetzung geförderten sowie 
über die von ihm beeinflußten Institutionen 
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nach besten Kräften unterstützten „Internatio- 
nalen Jahr des Kampfes gegen Rassismus und 
Rassendiskriminierung" Hilfestellung zu lei- 
sten? 

112. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, warum der 

Dr. Evers deutsche Regierungsangestellte Viktor Niepal- 

la, geboren am 23. Dezember 1919 in Gogo- 
lin-Slaski, Regierungsbezirk Oppeln, der am 
18. Februar 1971 zu einem Besuch seiner Mut- 
ter und seiner Geschwister mit Genehmigung 
der polnischen Behörden nach Polen reiste, 
seit dem 25. Februar 1971 von den polnischen 
Behörden festgehalten wird? 

113. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung auf 

Dr. Evers Grund des Schreibens von Frau Hildegard 

Niepalla an den Bundesaußenminister vom 
2. März 1971 zur Freilassung von Viktor Nie- 
palla unternommen? 

114. Abgeordneter Trifft es zu, daß nach den polnischen Paßvor- 

Dr. Bach schritten nur an solche Antragsteller Pässe 

ausgestellt werden, die sich im Besitze einer 
Einladung einer natürlichen Person im Aus- 
land befinden? 

115. Abgeordneter Ist bei den deutsch-polnischen Verhandlungen 

Dr. Bach in Warschau, die u. a. zur Niederschrift der 

polnischen Information führten, sichergestellt 
worden, daß auch solchen Deutschen die Aus- 
reise aus Polen erlaubt wird, die keine Anver- 
wandten in der Bundesrepublik Deutschland 
haben? 

116. Abgeordneter Welche deutschen Tageszeitungen werden ge- 

Kahn- genwärtig unseren auswärtigen Missionen 

Ackermann durch das Auswärtige Amt zugestellt? 

117. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Vorschläge 

Dr. Hermesdorf in Ziffer 3 und 4 der Empfehlung Nr. 202 der 

(Schleiden) Versammlung der Westeuropäischen Union 

vom 19. November 1970 zu unterstützen, wel- 
che vorsehen, einen finanziellen Beitrag Euro- 
pas für die wirtschaftliche Entwicklung jener 
Länder des Nahen Ostens bereitzustellen, die 
bereits Palästina-Flüchtlinge aufgenommen ha- 
ben oder bereit sind, Flüchtlinge aufzunehmen, 
um auch auf diesem Wege seitens der in der 
WEU vertretenen Staaten wirksam zur wirt- 
schaftlichen und sozialen Rehabilitation der 
Flüchtlinge beizutragen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

1. Abgeordneter Sind nach Meinung der Bundesregierung Kla- 

Biechele gen zutreffend, daß die .deutschen Grenzan- 

wohner gegenüber den Grenzanwohnern der 
Schweiz im Hinblick auf die Möglichkeiten des 
Grenzübertritts nach dem deutsch-schweizeri- 
schen Abkommen über den Grenzübertritt von 
Personen im kleinen Grenzverkehr, das am 
1. August 1970 in Kraft getreten ist, benach- 
teiligt sind? 

2. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Biechele lung, um die gegebenenfalls bestehende Be- 

nachteiligung der deutschen Grenzanwohner 
zu beseitigen? 

3. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 

Sdiedl nehmen, um den Empfang der deutschen Um- 

siedler aus Polen würdiger und menschlicher 
zu gestalten, damit Vorkommnisse, wie sie 
sich kürzlich in Hannover (vgl. hierzu Bericht 
der Mittelbayerischen Zeitung vom 8. Februar 
1971) abgespielt haben, verhindert werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

4. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Schmitt- rung zum Abschluß von vertraglichen Regelun- 

Vockenhausen gen über die Verfolgung von Unterhaltsan- 
sprüchen gegenüber Gastarbeitern in deren 
Heimatstaaten, soweit entsprechende Verein- 
barungen noch fehlen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

5. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 

Roser inmitten des Ballungsraums Nürnberg- Fürth- 

Erlangen gelegenen Schießplatz Tennenlohe in 
absehbarer Zeit zu verlagern, und was ge- 
denkt sie bejahendenfalls zu unternehmen? 

6. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Riedl die zu Lasten der EWG und der Steuerzahler 

(München) gehenden Dreiecksgeschäfte auf dem Agrar- 

sektor zu unterbinden? 

7. Abgeordneter Ist der Bundesminister der Finanzen bereit, 

Schröder den Wünschen der Auricher Wirtschaft Rech- 

(Wilhelminenhof) nung zu tragen und die für den 31. März 1971 

vorgesehene Aufhebung des Zollamts Aurich 
rückgängig zu machen oder notfalls das Zoll- 
amt in eine Nebenstelle des Zollamts Emden 
umzuwandeln? 
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8. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die zu- 

Dr. Schulze- ständigen Behörden eine Beihilfe nadi dem 

Vorberg Gasölverwendungsgesetz ablehnen, wenn der 

Antragsteller den Nachweis für Dieselöl, das 
iür private Zwecke bezogen worden ist, nicht 
führt, obwohl von keiner Seite bestritten 
wird, daß das Gasöl, für das eine Verbilligung 
beantragt wird, ausschließlich bestimmungs- 
^ gemäß verwendet worden ist? 

9, Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Schulze- die hier einschlägigen Bestimmungen des Gas- 

Vorberg Ölverwendungsgesetzes nicht um ihrer selbst 

willen geschaffen worden sind und deshalb in 
dem genannten Fall ein Antrag nicht abge- 
lehnt werden darf? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

10. Abgeordneter Ist beabsichtigt, über die Verordnung über die 

Erhard Preise bei öffentlichen oder mit öffentlichen 

(Bad Schwalbach) Mitteln finanzierten Aufträgen für Bauleistun- 
gen hinaus auch Vorschriften über die Preis- 
bildung bei öffentlichen Aufträgen außerhalb 
der Bau Wirtschaft, insbesondere die VO PR 
Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen 
Aufträgen vom 21. November 1953 zu novel- 
lieren? 

11. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 

Meister einem deutschen Kfz- Versicherungsnehmer die 

Möglichkeit zu geben, sich bei einer im EG- 
Raum ansässigen Versicherung zu versichern? 

12. Abgeordneter Hat die Bundesregierung inzwischen geprüft, 

Dr. Jobst inwieweit eine staatliche Förderung der Auf- 

suchung von inländischen Mangelmineralien 
wie z. B. Flußspat die Rohstoffversorgung zu- 
sätzlich sichern kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

13. Abgeordneter über wieviel Anträge, die bei der Kommission 

Richarts für die Gewährung von Mitteln aus dem Euro- 

päischen Ausrichtungsfonds für den Weinbau 
in der Gemeinschaft gestellt worden sind, ist 
bereits entschieden, und wieviel Mittel sind 
hierfür bewilligt worden? 

14. Abgeordneter Wieviel Anträge stehen noch zur Entscheidung 

Richarts an, und wie hoch ist der ausstehende Betrag? 

15. Abgeordneter Wie kann der Witwe eines verstorbenen Land- 

Drösdier wirtes geholfen werden, die, obwohl dem 

Landwirt das vorzeitige Altersgeld wegen 
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Krankheit zugestanden hätte, nun nicht in den 
Genuß kommt, weil die Voraussetzung der 
tatsächlichen Verpachtung infolge des allzu- 
schnellen Todes nicht mehr realisiert werden 
konnte? 


Geschäftsbereich des Rundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


16. Abgeordneter 

Glombig 


17. Abgeordneter 

Glombig 


18. Abgeordneter 

Peiter 


19. Abgeordneter 

Weigl 


20. Abgeordneter 

Weigl 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Bun- 
desversicherungsamt eine Genehmigung für 
die von der Berufsgenossenschaft für Fahr- 
zeughaltung vorgesehene weitere Beteiligung 
an dem berufsgenossenschaftlichen Verein für 
Heilbehandlung und Berufshilfe e. V., die der 
Finanzierung der Errichtung einer Kinderta- 
gesstätte bei dem berufsgenossenschaftlichen 
Unfallkrankenhaus Hamburg dienen soll, vor- 
erst abgelehnt hat, da angeblich die Notwen- 
digkeit dieses Vorhabens für den Betrieb des 
Krankenhauses und damit die Gemeinnützig- 
keit im Sinne des § 26 Abs. 2 RVO nicht hin- 
reichend dargetan sei? 

Was kann die Bundesregierung dagegen un- 
ternehmen, daß diese erfreuliche und dringend 
gebotene Initiative zur Beseitigung des Perso- 
naln^angels an diesem Krankenhaus praktisch 
lahmgelegt wurde, und daß das Bundesver- 
sicherungsamt die Vorschrift des § 26 Abs. 2 
RVO künftig nicht derart eng auslegt? 

Wird die Bundesregierung die Initiative er- 
greifen, um eine unterschiedliche gesetzliche 
Behandlung von Arbeitern und Angestellten 
zu beseitigen, nachdem durch das Urteil des 
Bundesarbeitsgerichtes Kassel (5 Az 398/70) 
entschieden wurde, daß nach einer Kur die 
vom Arzt verordnete Schonungszeit bei Ange- 
stellten nicht auf den Urlaub angerechnet wer- 
den darf, bei Arbeitern aber angerechnet wer- 
den muß? 

Kann die Bundesregierung unter Bezug auf 
das Gutachten von Dr. Heubeck, Köln, bestäti- 
gen, daß sich die Rentenentwicklung immer 
mehr der Beamtenversorgung annähert? 

Wie viele Arbeitnehmervertreter in den Auf- 
sichtsräten des Montan-Bereiches gehören 
nicht den Belegschaften an? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


21. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
bei der Anwendung der Richtlinien zur Förde- 
rung wehrpflichtiger Spitzensportler vom 
20. Februar 1970 und dem Sportunterricht wäh- 
rend der allgemeinen Grundausbildung ge- 
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macht, der auf der Grundlage der Untersu- 
chung sergebnisse der sportmedizinischen In- 
stitute in Köln und Freiburg neu geordnet 
wurde? 


22. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Zu welchen Ergebnissen haben die vom Bun- 
desminister der Verteidigung im Juni 1970 in 
Aussicht gestellten Überprüfungen der Verein- 
barung des Bundesministers der Verteidigung 
und des Deutschen Sportbundes vom 30. Juni 
1965 sowie des Erlasses (BMVtdg — VR IV 1 
— Az 16-35 VS-NfD vom 21. Mai 1968) über 
Reisen von Sportlern, die Angehörige der Bun- 
deswehr sind, in „Lander des kommunistischen 
Machtbereichs" geführt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


23. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


24. Abgeordneter 
Engelsberger 


25. Abgeordneter 

Konrad 


26. Abgeordneter 
Meister 


Trifft es zu, was in der Zeitschrift „Die Zeit" 
Nr. 9, S. 56, vom 26. Februar 1971 behauptet 
wird, daß US-Konzerne sogenannte bioaktive 
Detergentien künftig enzymfrei feilbieten wol- 
len, weil bedenkliche Neben- und Nachwirkun- 
gen bei diesen Waschmitteln nachgewiesen 
worden sind, daß aber in der Bundesrepublik 
Deutschland „bioaktive", also nicht-enzym- 
freie, Detergentien nach wie vor auf dem 
Markt sind und kein Verbot dieser Wasch- 
mittel beabsichtigt ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Gesetzes- 
initiative einzuleiten mit dem Ziel, § 19 Abs. 2 
Satz 2 des Ausbildungsförderungsgesetzes da- 
hin gehend abzuändern, daß die Ausbildungs- 
förderung ausnahmsweise auch als Zuschuß 
und nicht nur als Darlehen gegeben werden 
kann, wenn bereits eine erste berufsqualifizie- 
rende Ausbildung mit Abschluß, z. B. Bank- 
kaufmann, vorliegt, die nicht als Vorausset- 
zung für das eigentliche Berufsziel, z. B. Fach- 
lehrer für Sport, angesehen werden kann, son- 
dern lediglich dazu gedient hat, die Zeit bis zur 
Zulassung zur eigentlichen Berufsausbildung 
sinnvoll zu überbrücken? 

Entspricht die vom Kultusminister des Landes 
Schleswig-Holstein durch Erlaß eingeführte 
Orientierungsstufe den im Bildungsbericht der 
Bundesregierung niedergelegten Vorstellun- 
gen, oder wird verneinendenfalls dadurch in 
einer der Vorstellungen der Bundesregierung 
über die Einführung der integrierten Gesamt- 
schule zuwiderlaufenden Weise das dreiglied- 
rige Schulsystem verfestigt? 

In welcher Höhe bewegen sich die Ausgaben, 
die der Bundesregierung dadurch entstehen, 
daß sie in ihren Erhebungen zum nächsten 


21 



Drucksache VI/ 1983 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Familienbericht nicht nur ein außerordentlich 
umfangreiches, sondern auch ein für Außen- 
stehende höchst kompliziertes Fragematerial 
erstellte? 


27. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Pfeifer Rauschgiftwelle inzwischen auch die Schüler 

der oberen Klassen der Hauptschule erreicht 
hat, und besitzt die Bundesregierung darüber 
detaillierte Unterlagen? 


28. Abgeordneter 
Pfeifer 

lichkeit der Rauschgifte einzubeziehen, und 
welche Maßnahmen erwägt sie dabei im ein- 
zelnen? 


Ist die Bundesregierung bereit, auch die Schü- 
ler und Eltern der Hauptschulen verstärkt in 
ihre Aufklärungsbemühungen über die Schäd- 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


\ 


29. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


30. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


31. Abgeordneter 

Hussing 


32. Abgeordneter 

Hussing 


Kann die Bundesregierung der Auffassung des 
Leiters des Straßenbauamts Lübeck — wie sie 
in den Lübecker Nachrichten (Lauenburgische 
Nachrichten) vom 28. Januar 1971, Seite 5, ver- 
öffentlicht worden ist ■ — widersprechen, daß 
es aus Mangel an Geldern im Jahre 1971 so- 
wohl im Kreis Herzogtum Lauenburg, wie auch 
im Kreis Stormarn bei den Bundesfernstraßen 
keine Fortführung der langfristigen Ausbau- 
maßnahmen geben wird, und daß dazu neben 
der Umgehung Mölln im Lauenburgischen der 
Ausbau der B 5 bei Geesthacht, der zweite 
Bauabschnitt der B 5 in Lauenburg und die 
Fortsetzung des Ausbaus der B 209 von Wan- 
gelau nach Schwarzenbek gehört? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Beförderungsbestimmungen für Schü- 
ler in Bussen dahin gehend zu verbessern, daß 
bei der Berechnung der zulässigen Personen- 
zahl in Schulbussen ein günstigeres Verhält- 
nis als drei Schüler auf je zwei Sitzplätzen 
zugrundegelegt wird, um dadurch angemes- 
sene Beförderungsverhältnisse für die Schüler 
Z.U gewährleisten? 

Erwägt die Bundesregierung, wie kriegsblin- 
den Bürgern auch zivilblinden Bürgern eine 
Ermäßigung auf die Telefongrundgebühren zu 
gewähren? 

Erwägt die Bundesregierung, wie kriegsblin- 
den Bürgern auch zivilblinden Bürgern das 
Recht zuzugestehen, bei Fahrten mit der Deut- 
schen Bundesbahn mit einer Fahrkarte der 
2. Wagenklasse die 1. Wagenklasse zu benut- 
zen? 
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33. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(Honnef) 


34. Abgeordneter 

Horslmeier 

35, Abgeordneter 
Horstmeier 


36. Abgeordneter 

Engelsberger 


37. Abgeordneter 

Schiller 

(Bayreuth) 


38. Abgeordnete 
Frau Renger 


39. Abgeordnete 

Frau Renger 


40. Abgeordnetei 

Dr. Wagner 
(Trier) 


41. Abgeordneter 
Urbaniak 


42. Abgeordneter 

Urbaniak 


Welche Terminvorstellungen hat die Bundes- 
regierung gegenwärtig hinsichtlich der Ver- 
kehrsübergabe der Bonner Südbrücke, der 
EB 42 im Raum Königswinter — Beuel sowie der 
Anbindung der Südbrücke an die Autobahn 
Köln — Frankfurt? 

Wie ist der Stand der Planung für die neue 
Autobahn Gießen — Bremen? 

Bis wann ist mit der Verwirklichung des Baues 
dieser Autobahn, insbesondere des Teilab- 
schnittes im Raum Minden, zu rechnen? 

Wie weit sind die Pläne für den wenigstens 
einspurigen Ausbau der B 299 neu (Landshut — 
Grabenstätt) bereits fertiggestellt, liegt insbe- 
sondere die genaue Trassenführung bereits 
fest, und mit welchem Baubeginn kann und mit 
welcher Bauzeit muß nach Meinung der Bun- 
desregierung gerechnet werden? 

Wann ist mit einem Ausbau der äußerst ge- 
fährlichen Ortsdurchfahrt Donndorf, der B 22, 
zu rechnen, für den vom Straßenbauamt Bay- 
reuth alles vorbereitet ist, sodaß sofort mit 
dem Bau begonnen werden könnte? 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um ihrerseits dafür zu sor- 
gen, daß der Gefahrenpunkt am sogenannten 
Miesenheimer Kreuz, Kreis Mayen, B 256, 
kreuzungsfrei ausgebaut wird, um die häufi- 
gen Unfälle mit Todesfolge auszuschalten? 

Welche Mittel stehen dem Land Rheinland- 
Pfalz seitens des Bundes für diese Aufgabe zur 
Verfügung, und welche Schritte werden seitens 
der Landesregierung unternommen, nachdem 
angeblich das Planfeststellungsverfahren ab- 
geschlossen ist? 

Kann die Bundesregierung präzise Angaben 
darüber machen, bis wann mit der Fertigstel- 
lung des Autobahnstücks zwischen Wittlich 
und Schweich, der Autobahnbrücke in 
Schweich und der Weiterführung dieser Auto- 
bahn zu rechnen ist? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß im Wirt- 
schaft sraum Dortmund — Unna auf dem bun- 
desbahneigenen Gelände in Holzwickede ein 
großer Containerterminal gebaut werden soll 
und darüber hinaus Autoreisezüge von diesem 
Punkt aus eingesetzt werden sollen? 

Ist beabsichtigt, den geplanten Containerter- 
minal mit dem Namen Dortmund-Holzwickede 
zu bezeichnen? 
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43. Abgeordneter Wird der Bau der Ortsumgehung Untertrau- 

Dr. Jobst benbach im Zuge der B 85 in diesem Jahr 

durchgeführt? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

44. Abgeordneter Durch welche konkreten Maßnahmen trägt die 

Tönjes Bundesregierung dazu bei, die Baumaßnah- 

men nach dem Hochschulbauförderungsgesetz 
durch Rationalisierung zu beschleunigen? 

45. Abgeordneter Bei welchem Titel, unter welcher Zweckbe- 

Tönjes Stimmung und in welcher Höhe sind im Bun- 

deshaushaltsplan für die Finanzierung von 
Entwicklungs- und Forschungsaufträgen zur 
Rationalisierung des Hochschulbaus entspre- 
chende Haushaltsmittel eingeplant, und wird 
auch die Vergabe von Entwicklungsaufträgen 
an die Bauindustrie in Aussicht genommen, um 
zu industriellen Fertigungsmethoden zu kom- 
men? 

46. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Hubrig rung, um eine Grundsatzentscheidung in der 

Befreiung anerkannter geförderter Leistungs- 
sportler vom numerus clausus zu erwirken? 

47. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Fälle bekannt ge- 

Konrad worden, in denen bei Untersuchung französi- 

scher Milchprodukte in diesen Tuberkelbazil- 
len gefunden wurden, und welche Maßnahmen 
gedenkt die Bundesregierung gegen die Ein- 
fuhr solcher Erzeugnisse zu ergreifen? 

48. Abgeordneter Wie hoch waren die Zahlen der Zulassung 

Diebgans deutscher Studienanfänger der Fachrichtung 

allgemeine Medizin im Jahre 1970, verglichen 
mit den Zahlen, die mir der Parlamentarische 
Staatssekretär im Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft am 3. Dezember 1969 zu meiner 
Zusatzfrage in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages vom 5. November 1969 für 18 
deutsche Universitäten mitgeteilt hatte? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

49. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die durch 

Dr. Jahn Schulbuch-Verlage bereits vorgenommenen 

(Braunschweig) Änderungen der Bezeichnungs- und Karten- 

richtlinien der Bundesregierung? 

50. Abgeordneter Ist die Bundesregierung vorher konsultiert 

Dr. Jahn worden und hat sie ihre Zustimmung zu die- 

(Braunschweig) sen Änderungen gegeben? 

Bonn, den 19. März 1971 


24 



